                                                                                                              Fassung: 10.11.2004  


Satzung

der "Stiftung zur Förderung


sozialer und kultureller Zwecke im Verwaltungsgebiet


des Landschaftsverbandes Rheinland"


§ 1


Name, Rechtsform, Sitz

(1)
Die Stiftung führt den Namen:

"Stiftung zur Förderung sozialer und kultureller Zwecke im Verwaltungsgebiet des Landschaftsverbandes Rheinland".

Die Stiftung ist befugt, im rechtsgeschäftlichen Verkehr die Kurzbezeichnung "Sozial- und Kulturstiftung des LVR" zu führen.

(2)
Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des privaten Rechts.

(3)
Sitz der Stiftung ist Köln.


§ 2


Gemeinnütziger Zweck der Stiftung

(1)
Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung.

(2)
Zweck der Stiftung ist die Beschaffung von Mitteln für andere steuerbegünstigte Körperschaften oder Körperschaften des öffentlichen Rechts zur Förderung sozialer und kultureller Zwecke, die nicht zu den Pflichtaufgaben des Landschaftsverbandes Rheinland gehören, jedoch in dessen Wirkungskreis im Verbandsgebiet fallen.

(3)
Die Mittel sollen von den Zuwendungsempfängern insbesondere verwendet werden für :

1.
die Förderung von sozialen Aufgaben für das Gemeinwohl, soweit diese nicht zu den Pflichtaufgaben des Landschaftsverbandes Rheinland gehören, beispielsweise die Förderung des "Betreuten Wohnens" und die Förderung des Verbundsystems "Sozialpsychiatrisches Zentrum" (SPZ) und Modellförderung zur Weiterentwicklung;

2.
die Förderung der regionalen landschaftlichen Kulturpflege im Interesse der Allgemeinheit, soweit diese nicht als Pflichtaufgabe dem Landschaftsverband Rheinland obliegt, hier insbesondere für die Förderung der Arbeit des Rheinischen Industriemuseums, Museum für Industrie- und Sozialgeschichte mit Standorten Oberhausen, Solingen, Engelskirchen, Bergisch Gladbach, Ratingen und Euskirchen. 

       a) die Schaffung kultureller Netzwerke im Rheinland,

       b) Projekte in überörtlicher, Sparten übergreifender  oder interdisziplinärer 


     Kooperation,

       c) die Förderung der Arbeit kultureller Einrichtungen, insbesondere des

     Rheinischen Industriemuseums, Museum für Industrie- und Sozialgeschichte mit

     den Standorten Oberhausen, Solingen, Engelskirchen, Bergisch Gladbach,
           Ratingen und Euskirchen.
(4)
Die Stiftung kann ihre Zwecke auch unmittelbar selbst verwirklichen durch

1. Ausstellungen, Veranstaltungen und Projekte,


2. Tagungen, Seminare und Kolloquien,


3. die Vergabe von Stipendien und landeskundlichen Forschungsaufträgen.


Sie wird sich dazu einer Hilfsperson i.S.d. § 57 Abs. 1 Satz 2 AO bedienen, sofern sie ihre Aufgabe nicht selbst wahrnimmt.

5)
Die Stiftung ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(6)
Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.

(7)
Durch die Verwendung der Mittel der Stiftung für ihre satzungsmäßigen Zwecke soll zugleich eine haushaltsmäßige Entlastung des Landschaftsverbandes Rheinland im Bereich der nicht zu den Pflichtaufgaben gehörenden Aufgaben seines Wirkungskreises erreicht werden.


§ 3


Stiftungsvermögen

(1)
Das Vermögen der Stiftung beträgt 187.320.302,37 Euro,  besteht im Zeitpunkt ihrer Errichtung aus DM 28.366.667,- in bar erbracht. Es soll weiteres Vermögen entsprechend der Erklärung des Stifters zufließen. Das Vermögen ist gesondert zu verwalten.

(2)
Das Stiftungsvermögen ist in seinem Bestand ungeschmälert zu erhalten und möglichst gewinnbringend anzulegen. Dem Stiftungsvermögen wachsen Zuwendungen Dritter zu, die dazu bestimmt sind. Zuwendungen ohne Zweckbestimmung aufgrund einer Verfügung von Todes wegen können ebenfalls dem Stiftungsvermögen zugeführt werden.


§ 4


Verwendung der Vermögenserträge und Zuwendungen, Geschäftsjahr

(1)
Die Erträge des Stiftungsvermögens und die ihm nicht zuwachsenden Zuwendungen sind zur Erfüllung des Stiftungszweckes zu verwenden. Die Verwendung hat im Verhältnis 60 zu 40 für soziale und kulturelle Zwecke zu erfolgen.

(2)
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden.

(3)
Die Stiftung kann ihre Mittel ganz oder teilweise einer Rücklage zuführen, soweit dies erforderlich ist, um ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke nachhaltig erfüllen zu können und soweit für die Verwendung der Rücklage konkrete Zeit- und Zielvorstellungen bestehen. Freie Rücklagen dürfen gebildet werden, soweit die Vorschriften des steuerlichen Gemeinnützigkeitsrechts dies zulassen.

(4)
Geschäftsjahr der Stiftung ist das Kalenderjahr.


§ 5


Rechtsstellung der Begünstigten

Den durch die Stiftung Begünstigten steht aufgrund dieser Satzung ein Rechtsanspruch auf Leistungen der Stiftung nicht zu.
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Organe der Stiftung

(1)
Organe der Stiftung sind

1.
der Vorstand

2.
der Geschäftsführer als besonderer Vertreter im Sinne des § 30 BGB.

(2)
Zur Beratung des Vorstandes wird ein Beirat gebildet.

(3)
Die Mitglieder des Vorstandes sind ehrenamtlich für die Stiftung tätig. Ihnen dürfen keine Vermögensvorteile aus Mitteln der Stiftung zugewendet werden. Sie haben Anspruch auf Ersatz der ihnen entstandenen Auslagen und Aufwendungen.

(4)
Der Geschäftsführer ist grundsätzlich ehrenamtlich tätig. Auf Beschlußss des Vorstandes kann dieser auch hauptamtlich bestellt werden, wenn der Geschäftsumfang dies erforderlich macht.


§ 7


Zusammensetzung des Vorstandes

(1)
Der Vorstand besteht aus neun Personen (ordentliche Vorstandsmitglieder). Für jedes ordentliche Vorstandsmitglied ist jeweils ein Vertreter zu benennen.

(2)
Die Mitglieder des Vorstandes und ihre Vertreter werden auf vier Jahre vom Landschaftsausschußss des Landschaftsverbandes Rheinland aus der Mitte der Landschaftsversammlung Rheinland und/oder aus der Verwaltung des Landschaftsverbandes Rheinland bestellt. Wiederbestellung ist zulässig. Die Mitglieder und deren Vertreter können jederzeit abberufen werden. Die Amtszeit der Vorstandsmitglieder endet automatisch mit dem Ausscheiden aus der Landschaftsversammlung Rheinland oder aus den Diensten des Landschaftsverbandes Rheinland.

(3)
Der Vorstand wählt aus dem Kreis der ordentlichen Mitglieder seinen Vorstandsvorsitzenden und den stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden.


§ 8


Rechte und Pflichten des Vorstandes

(1)
Aufgabe des Vorstandes ist es, die Stiftung unter Beachtung des geltenden Stiftungsrechts nach Maßgabe dieser Satzung zu verwalten und den Willen des Stifters so wirksam wie möglich zu erfüllen.

(2)
Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich; er hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters und handelt durch seinen Vorsitzenden oder den stellvertretenden Vorsitzenden jeweils zusammen mit einem weiteren ordentlichen Vorstandsmitglied.

(3)
Der Vorstand entscheidet über die Grundsätze der Arbeit der Stiftung und gibt sich eine Geschäftsordnung. Zu seinen Aufgaben gehören insbesondere

1.
die Anlage des Stiftungsvermögens,

2.
Erwerb und Veräußerung von Eigentum und Grundstücken,

3.
die Bestellung, Beaufsichtigung und Abberufung des Geschäftsführers und seines Vertreters,

4.
die Festlegung der Anstellungskonditionen im Falle des § 6 Abs. 4 Satz 2,

5.
die Aufstellung des Jahresabschlusses,

6.
die jährliche Berichterstattung über die Tätigkeit der Stiftung,

7.
die Entscheidung über die Verwendung der Erträge des Stiftungsvermögens und der Zuwendungen Dritter, sofern sie nicht dem Stiftungskapital zuwachsen, nach Anhörung des Beirats,

8.
die Aufstellung der jährlichen Förderprogramme und des Wirtschaftsplans nach Anhörung des Beirats,

9.
die Beschlußssfassung über Satzungsänderungen, die Auflösung oder den Zusammenschlußss der Stiftung mit einer anderen Stiftung.


§ 9


Beschlüsse des Vorstandes

(1)
Der Vorstand ist beschlußssfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder 
- einschließlich des Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung, des stellvertretenden Vorsitzenden - anwesend ist. Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind und kein Widerspruch erhoben wird.

(2)
Sofern in dieser Satzung nicht anderes bestimmt ist, kommen Beschlüsse mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder zustande. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

(3)
In dringenden Fällen können Beschlüsse im Umlaufverfahren gefaßsst werden. Die Entscheidung hierüber trifft der Vorsitzende des Vorstandes, der zur schriftlichen Abstimmung innerhalb einer bestimmten Frist auffordert. Voraussetzung für die Wirksamkeit der Beschlußssfassung ist die Beteiligung jeweils aller Mitglieder am Abstimmungsverfahren. Den Beschlüssen müssen jeweils zwei Drittel der Mitglieder zustimmen. Dieses Verfahren gilt nicht, wenn ein Mitglied des Vorstandes ihm widerspricht.

(4)
Über die Sitzungen des Vorstandes sowie die Umlaufverfahren sind Ergebnisniederschriften anzufertigen, die von dem Vorsitzenden und dem von ihm beauftragten Geschäftsführer zu unterzeichnen sind. Die Niederschriften sind den Mitgliedern des Vorstandes unverzüglich zuzusenden.


§ 10


Rechte und Pflichten des Geschäftsführers

(1)
Der Geschäftsführer erledigt die laufenden und die ihm vom Vorstand übertragenen Geschäfte. Er ist dem Vorstand verantwortlich und an seine Weisungen gebunden. Er hat die Rechtsstellung eines besonderen Vertreters im Sinne von § 30 BGB.

(2)
Der Geschäftsführer und sein Vertreter werden für jeweils fünf Jahre bestellt. Wiederbestellung und Abberufung sind zulässig.

(3)
Der ehrenamtlich tätige Geschäftsführer hat Anspruch auf Ersatz der nachgewiesenen notwendigen Auslagen gemäß § 670 BGB. 

(4)
Der Vorstand erläßsst für den Geschäftsführer eine Geschäftsordnung.


§ 11


Zusammensetzung des Beirats

(1)
Der Beirat besteht aus höchstens zweiundzwanzig Personen. Die Mitglieder des Beirats sollen in sozialen und kulturellen Fragen sachverständig sein; sie sind in der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unabhängig. Sie dürfen dem Stiftungsvorstand nicht angehören. Der Vorsitzende des Beirats bzw. sein Vertreter nimmt als Vertreter des Beirats an den Sitzungen des Vorstandes beratend teil, wenn Entscheidungen nach § 8 Abs. 23 Nr.'n 7 und 8 anstehen.

(2)
Der Beirat wählt einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder.

(3)
Der Landschaftsausschußss des Landschaftsverbandes Rheinland beruft höchstens 20 Mitglieder in den Beirat, wovon bis zu siebzehn Mitglieder aus der Mitte der Landschaftsversammlung Rheinland und drei Mitglieder aus der Verwaltung des LVR zu stellen sind. Der Vorstand kann auf Vorschlag des Beirats bis zu zwei weitere Mitglieder zur Person berufen. Die Mitglieder des Beirats werden auf vier Jahre berufen. Wiederberufung ist zulässig. Sie können auch jederzeit abberufen werden.

(4)
Die Mitglieder des Beirats sind ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz von Aufwendungen gemäß § 670 BGB, soweit die dadurch entstehenden Kosten nicht von einem Dritten getragen werden.


§ 12


Aufgaben des Beirats

Für den Beirat erläßsst der Vorstand eine Geschäftsordnung, in der auch die Beschlußssfassung zu regeln ist. Der Beirat berät und unterstützt den Vorstand bei seiner Tätigkeit. Er gibt dem Vorstand Empfehlungen zur Verwendung der Stiftungsmittel für geeignete Fördermaßnahmen.


§ 13


Satzungsänderung, Zusammenschlußss und Auflösung der Stiftung

(1)
Der Vorstand kann die Änderung dieser Satzung, den Zusammenschlußss der Stiftung mit einer oder mehreren anderen Stiftungen und die Auflösung der Stiftung beschließen. Diese Beschlüsse bedürfen einer Mehrheit von 2/3 der Mitglieder des Vorstandes und dürfen nicht im Umlaufverfahren gefaßsst werden. Des weiteren bedürfen diese Beschlüsse des Vorstandes unbeschadet des Erfordernisses der stiftungsaufsichtlichen Genehmigung der Zustimmung des Landschaftsausschusses des Landschaftsverbandes Rheinland.

(2)
Bei einer Änderung der Bestimmungen zum Stiftungszweck mußss der geänderte Stiftungszweck ebenfalls gemeinnützig sein und darf sich nur auf Aufgaben erstrecken, die zum Wirkungskreis des Landschaftsverbandes Rheinland gehören. Gleiches gilt bei einem Zusammenschlußss der Stiftung mit einer oder mehreren anderen Stiftungen für den Zweck der aus dem Zusammenschlußss entstehenden neuen Stiftung. Die Auflösung der Stiftung ist nur zulässig, wenn die Umstände es nicht mehr zulassen, den Stiftungszweck dauernd und nachhaltig zu erfüllen.


§ 14


Stellung des Finanzamtes

Unbeschadet der sich aus dem Stiftungsgesetz ergebenden Genehmigungspflichten sind Beschlüsse über Satzungsänderungen, den Zusammenschlußss mit einer oder mehreren anderen Stiftungen und über die Auflösung der Stiftung dem zuständigen Finanzamt anzuzeigen. Für Satzungsänderungen, die den Zweck der Stiftung betreffen, ist die Einwilligung des Finanzamtes zur Wahrung der Gemeinnützigkeit einzuholen.


§ 15


Vermögensanfall

Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung fällt das verbleibende Vermögen an den Landschaftsverband Rheinland, der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke im Sinne des Stiftungszwecks oder diesem so nahe wie möglich kommenden Zwecken zu verwenden hat.

§ 16

Stiftungsaufsicht

Die Stiftung unterliegt der staatlichen Stiftungsaufsicht nach den Bestimmungen des Stiftungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen. Stiftungsaufsichtsbehörde ist die Bezirksregierung Köln. Oberste Stiftungsaufsichtsbehörde ist das Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen. Die stiftungsaufsichtlichen Anzeige-, Zustimmungs- und Genehmigungserfordernisse sind zu beachten.


§ 17


Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit dem Tage der Zustellung der Genehmigungsurkunde durch die Stiftungsaufsichtsbehörde in Kraft. Gleichzeitig tritt die mit Zustellung der Genehmigungsurkunde der Stiftung geltende Fassung vom 22.09.1997 außer Kraft.
Köln, den 22.09.1997 10.11.2004
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